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jeden Sonnabend. Preis vierteljährlich bei allen Preuß. Poſtanſtalten 4 ½ Sgr., bei den außerpreußiſchen Poſtanftalten 
in Berlin bei e ag e incl. Botenlohn 6 Sgr., in der Expedition, Mohrenſtr. 34, 4½ Sgr. 


Inſerate 


die Zeile 3 Sgr. 


Mit dieſer Nummer beginnt die „Verfaſfung“ das zweite Quartal 1865. Die Redaktion 
hofft von den Leſern das Zeugniß zu erhalten, daß ſie nach Kräften beſtrebt war, das geſteckte 
Ziel im Auge iu behalten. Treu demſelben, wird unſer Blatt auch fernerhin in volksthümlicher 


und leicht faß i 
entſchieden liberalen Partei beſprechen. 


icher Weiſe alle unſer geſammtes Staatsleben berührenden Fragen im Sinne der 
Es wird von Berlin aus regelmäßig jeden Donnerſtag 


Abend verfandt, fo daß es auch in den entfernteſten Gegenden unſeres Vaterlandes am Sonn- 
abend Abend in den Händen unſerer Abonnenten ſein kann. 
Per vierteljährliche Abonnementspreis beträgt bei allen preußiſchen Poftanftalten 


4½ Sgr., 
ſtraße Nr. 34, 4½ 
Inſerate, welche 1 t des 
Verbreitung finden, die geſpaltene Petitzeile 
meſſener Rabatt bewilligt. 


a Das Herrenhaus. 
Wenn wir davon ſprechen wollen, was nach unſerer 
Verfaſſung das Herrenhaus iſt und bedeutet, jo müſſen 
wir ſchon etwas weiter ausholen, und dabei an manche 
ſchon früher von ee ar Dinge erinnern. 


Das Steuerzah eine angenehme, aber es iſt 
doch eine nöthige Sache. Wir verlangen, daß die Ge⸗ 
richte und die Polizei unſer Eigenthum und unſere 
Perſonen gegen Unrecht und Gewalt ſchüßen. Wir ver⸗ 
langen, daß unſere Kinder in gut eingerichteten Schulen 
von tüchtigen Lehrern unterrichtet werden. Wir verlan⸗ 

en, daß die Flüfſe ſchiffbar erhalten oder gemacht, daß 
Kenäte Eisenbahnen, Landſtraßen gebaute werden. Wir 

erlangen endlich, daß Heer und Flotte im Stande ſind, 
unſer Vaterland zu vertheidigen, ohne daß dem Lande 
die nöthigen Arbeitskräfte überflüſſiger Weiſe entzogen 
werden. Wir wiſſen, daß das Alles Geld, recht viel 
Geld koſtet. Darum bezahlen wir es auch gern, ſelbſt 
wenn et uns ſauer wird. Aber wir ftellen dabei zwei 
Fe Erſtens foll man uns nicht mehr Geld ab- 
fordern, als zur Erreichung jener Zwecke durchaus nöthig 
iſt, und zweitens ſollen, gemäß Titel VIII der Verfaſſung 
die Verwaltungsbeamten (d. h. die Regierung) nur vor⸗ 
ſchlagen, wieviel Geld jedes Jahr gebraucht und wofür 
es gebraucht werben ſol. Die Bewilligung ihrer Vor⸗ 
ſchläge aber muß von uns ſelbſt abhängen, das heißt 
natürlich nicht von jedem Einzelnen der drei bis vier 


bei den übrigen deutſchen Poftanftalten 7% Sgr.; in Berlin in der Expedition, Mohren⸗ 
Sgr., bei ſämmtlichen Zeitungsſpedikeuren 6 Sgr. Einzelne Nummern 6 Pf. 
bei der großen Auflage des Blattes (gegen 8000 Exemplare) im ganzen Lande 


3 Sgr., bei öfterer Wiederholung wird ein an⸗ 


Millionen Steuerzahlern, ſondern von den Männern, die 
wir durch unſere Wahl mit der Vertretung unſerer An⸗ 
gelegenheiten betraut haben. Dieſe Männer ſind es, 
die das Abgeordnetenhaus bilden, und dem Abgeord⸗ 
netenhauſe hat darum auch die Verfaſſung das Recht 
gegeben, daß ohne ſeine Zuſtimmung kein Pfennig aus 
der zen verausgabt und kein 1 zu einem 
anderen Zwecke verausgabt werden ſoll, als den das 
Abgeordnetenhaus gut heißt. Das Herrenhaus ſoll in 
Wirklichkeit, was die Einzelheiten der Verwendung an⸗ 
betrifft, dabei „gar nicht mitzuſprechen“ haben. 

Nach Art. 62 der Verfaſſung nämlich kann an dem 
von der Regierung vorgeſchlagenen Staatshaushalts⸗ 
geſetz nur das Abgeordnetenhaus Veränderungen treffen. 

Das Herrenhaus iſt nur berechtigt, das von dem Ab⸗ 
geordnetenhauſe fo veränderte Geſetz „im Ganzen an⸗ 
eher oder abzulehnen.“ Nun, fo mag freilich 

iner uns entgegnen, wenn das Herrenhaus auch nicht 
einzelne Einnahme⸗ oder Ausgabepoften abändern, aber 
doch das ganze Geſetz ablehnen be ut ſo hat es doch 
gewiß nicht bios etwas, ſondern 5 r viel mitzuſprechen. 

Indeß wäre dieſe Einwendung doch nicht richtig. Wir 
können das aus den Reden beweiſen, welche gerade die 
konſervativſten Männer hielten, als im Januar 1850 
der Artikel 62 der fete gam in der erſten Kammer 
berathen wurde. Dieſe Kammer nämlich nahm damals 
die Stelle des jetzigen Herrenhauſes ein. Der Bericht⸗ 


erftatter von Ammon fagte damals, mehrere Mit⸗ 
glieder der Kommiſſion hätten erklärt, „daß in dieſer 
Beſtimmung eine, nur verſchleiert ausgedrückte Unter⸗ 
fagung des Rechtes, mitzuſprechen, enthalten ſei.“ 
Der Graf Alvensleben aber ſagte: Nach dieſer Be⸗ 
ſtimmung kann die erſte Kammer ihre Bedenken gegen 
einzelne Pofitionen des Staatshaushaltsgeſetzes nur noch 
e des ea geltend machen. 
Die Verwerfung des Budgets iſt aber in der Wirkung 
gleichbedeutend mit der Steuerverweigerung, mit 
der Hineinſchleuderung der Revolution in das 
Land. Da nun die Kammer zu ſolchen extremen 
Schritten nicht ſchreiten kann, ſo hat ſie künftig 
bei Berathung des Etats gar nicht mitzuſprechen.“ 
Zwölf Jahre ſpäter hatte das Herrenhaus bench 
eine ganz andere Anſicht gewonnen. Es ſchritt wirkli 
zu dem „extremen Schritte“, den der Graf Alvens⸗ 
eben für revolutionär und darum ſchlechthin 
unmöglich erklärt hatte. Es verwarf wirklich in den 
Jahren 1862 und 1863 das ganze Budget. Ob es 
damit, wie Graf Alvensleben ſagte, wirklich die 
Revolution in das Land geſchleudert hat, wird noch heute 
von den Einen bejaht, und von den Andern verneint. Aber 
in Jahr und Tag wird man ſich nicht mehr darüber ſtreiten. 
Das a felbft hat mit feiner Verwerfung 
des Staatshaushaltsgeſetzes nichts weiter bewirkt, als 
eine Erweiterung ſeiner Macht auf Koſten des Abgeord⸗ 


netenhauſes. o wenigſtens ſagte der Graf von 
Arnim⸗Boyßenburg, der Hauptführer des edlen 
Hauſes. Beſtimmter noch hat in dieſen Tagen die 


feudale „Berliner Revue“ ſich darüber ausgeſprochen. 
Sie ſagt nämlich, es ſei ein ſchwerer „Feser der 
Verfaſſungsurkunde“, daß fie in Artikel 62 die eigentliche 
Entſcheidung über das Budget dem Abgeordneten⸗ 
hauſe übertragen habe, da ſie doch dem Herrenhauſe 
gebühre. Das Herrenhaus ſoll alſo, wenn es nach 
den Herrn Feudalen geht, künftig darüber entſcheiden, 
wie viel von unſerem Gelde und zu welchen 
Zwecken es von der Regierung ausgegeben werden ſoll. 
Natürlich könnte das nur durch einen Staatsſtreich, d. h. 
durch eine Revolution von oben, erreicht werden. Die 
gegenwärtige Regierung ſelbſt iſt aber anderer Meinung. 
Sie will, wie der Finanzminiſter von Bodelſchwin 0 
am 16. März im Abgeordnetenhauſe erklärte, ſelbſt die 
Entſcheidung über die von unſerem Gelde zu beftreiten- 
den Ausgaben in der Hand behalten. Auch wenn das 
Herrenhaus das Staatshaushalisgeſetz fo angenommen 
hat, wie es von dem Abgeordnetenhauſe geändert worden 
iſt, hat die Regierung, ſo ſagte der Miniſter, noch 
immer das NER nur ihrer eigenen Ueberzeugung zu 
folgen. Hält fie die Aenderungen im Staatshaushalts⸗ 
geſetz nicht für annehmbar, ſo wird ſie dem Könige 
vorſchlagen, daſſelbe nicht anzunehmen. Sie wird dann 
natürlich, wie ſeit dem 1. Januar 1862, ſo auch ferner⸗ 
hin ohne Ermächtigung durch ein Geſetz, nur nach ihrem 
eigenen Ermeſſen über die Staatsgelder verfügen. 

Jetzt freilich erhebt das Herrenhaus auch in dieſer 
Beziehung keinen Widerſpruch gegen die Regierung. Aber 


es wird ganz anders ſprechen, wenn das Volk und ſei 
Vertreter Ki einmal f eine längere Zeit ſich 1105 
todt machen ließen. Dann würde zwiſchen Herrenhaus 
und Regierung ohne Zweifel ein noch viel heftigerer 
Streit entbrennen, als jetzt zwiſchen Regierung und 
Abgeordnetenhaus. 

Wer find denn nun aber die Herren im Herren⸗ 
hauſe, die über das Geld des Volkes verfügen wollen? 
Können wir fie von unſerem Standpunkt aus wirklich 
als unſere Vertreter betrachten? 

Allerdings macht Artikel 63 der Verfaſſung es auch 
ihnen zur Pflicht, „Vertreter des ganzen Volkes“ zu 
ſein. Aber zur Erfüllung dieſer Pflicht gehört doch 
erſtens die Fähigkeit, und zweitens der gute Wille, 
5 auch wirklich 1 erfüllen; und die kann die Verfaſſung 
och Keinem geben, der ſie nicht von ſelbſt ſchon hat. 
Was nun die Fähigkeit, das Volk zu vertreten, betrifft, 
0 wird ſie doch den „Fürſten, Grafen und Herren“, 

ie einen erblichen Sitz im Herrenhauſe haben, nicht 
durch ihre Geburt, nicht ſchon in der Wiege mitgegeben. 
Die aber vom Könige auf Lebenszeit berufenen Mit- 
glieder des Herrenhauſes werden zur an zwar 
nur dann empfohlen fein, wenn ber betreffende Miniſter 
fie für befähigt hält. Indeß würden wir von ihrer 
Befähigung uns zu vertreten, gewiß beſſer überzeugt 
ſein, wenn wir ſelbſt ſie eben ſo zu wählen hätten, wie 
wir unſere Abgeordneten uns wählen, ohne uns dabei 
an die Empfehlungen durch 

Landräthe zu kehren. Was aber den zweiten Punkt, 
nämlich den guten Willen anbetrifft, ſo können wir über 
denſelben, wenn er bei mangelnder Fähigkeit nicht durch 
die That dich zu erkennen geben kann, in keiner Weiſe 
urtheilen; denn wir vermögen ja doch Niemandem in s 
Herz zu ſehen. Ueberdies haben wir auch keine Neigun 
da wo es um unſer eigenes und des Landes Woh ſic 5 
handelt, ſchon den guten Willen für die That zu nehmen. 

Mit den Thaten ſieht es wahrlich auch allzuſchwa 
aus. Während der geit des ihnen eh Jen 
teuffel ſchen Miniſteriums hat die überwiegende Mehr⸗ 
zahl derjenigen Herren, die ſeit Ende 1854 in das 
Herrenhaus berufen ſind, theils außerhalb, theils inner⸗ 
1 des Hauſes alle die Veränderungen unſerer Ver⸗ 
aſſung und unſerer Geſetze entweder mee oder 
doch begünſtigt oder genehmigt, über welche das Land 
jetzt fort und fort fs beklagt. Ihrer Mitwirkung 
verdanken wir namentlich auch die Wiederherſtellung 
von Majoraten und Fideikommiſſen, die Wieder⸗ 
herſtellung der gutsherrlichen Polizei und der alten 
Kreis⸗ und Gemeindeordnungen. Unter dem liberalen 
und der großen Mehrheit des Herrenhauſes darum ſchließ⸗ 
lich unbequemen Miniſterium Auerswald⸗Schwerin 
leiſteten fie der Regierung und damit der Volksvertre⸗ 
tung und dem Volke ſelbſt einen eben ſo entſchiedenen 
Widerstand, wie das gegenwärtige Abgeordnetenhaus in 
Uebereinſtimmung mit dem Volle und darum in wirk⸗ 
licher Vertretung deſſelben dem Ministerium Bismarck⸗ 
Roon nur irgend zu leiften vermag. Oder meinten fie 
etwa, das Volk zu vertreten, als ſie zweimal das Staats⸗ 


ter, Prüſidenten oder 


en? Es ſchien, als ob fie das 
127 e Alien zu Liebe thaten, aber ſie thaten 
es doch nur, um ſich ſelbſt den Weg zur Herrfchaft auch 
über die Regierung zu bahnen. ch 
Doch tröften wir und. Das Herrenhaus ift in ber 
That nicht eine ſolche Gefahr für das Land, wie es 
Manchem ſcheinen mag. Die Gefahr liegt an einer 
anz anderen Stelle. Das Herrenhaus in I 
gegenwärtigen Geſtalt iſt gar keine ſelbſtſtän⸗ 
dige Macht. Es blieb unter dem liberalen Miniſterium 
nur in ſeiner alten Zuſammenſetzung beſtehen, weil dieſes 
Miniſterium es dulden zu müſſen glaubte. Auch jetzt ſtützt 
es nicht die Regierung; es wird mir von ihr geſtützt. 
Mit dem gegenwärtigen eee 
wird auch das Herrenhaus zu Grabe getragen. 


olitiſche Wochenſchan. 

Preußen. 75 Abgeordnetenhaus hat die Berathungen 
über den Vorbericht der Budgetkommiſſion jetzt zu Ende ge⸗ 
führt. Höchſt bemerkenswerth waren die Auslaſſungen des 
Kriegsminiſters bei der Gelegenheit, als die Nothwendigkeit 
der Herabſetzung des Militäretats zur Sprache kam. 3 
betonte wiederholt die Nothwendigkeit der Milttär⸗Reorgani⸗ 
ſation und ihrer Aufrechterhaltung in allen Punkten, und be- 
zeichnete die Reſolutionen, deren Annahme die Kommiſſion 
empfohlen hatte, als kein Entgegenkommen, ſondern als eine 
Verſchärfung des Konfliktes. er Kommiſſar des Finanz ⸗ 
miniſters ſuchte die Verwerfung der Reſolutionen dadurch zu 
bewirken, daß er zuſammenrechnete, wie viel die Mehrfor⸗ 
derungen betragen, welche in denſelben an die Staatskaſſe 
emacht würden, und welche Mindereinnahmen durch die ver⸗ 
asia Steuer-Ermäßigungen zu erwarten ſeien. Es würde 
fich, nach feiner Ausführung, beide Summen zufammen- 
gerechnet, ein Mehrbedarf von faft 20 Mill. a Mit von wel⸗ 
en durch die verlangten Erſparungen bei dem Militäretat und 
durch einige vorgeſchlagene Einnahme⸗Erhöhungen nur 8 Mil⸗ 
lionen gedeckt werden. Danach würden alſo 12 Millionen 
Thaler durch neue Steuern zu decken ſein. Es iſt dies, wie 
wir gerne zugeſtehen, eine wenig tröſtliche Ausſicht für die 
Mögticteit ie in den Reſolutionen der Kommiſſion nieder⸗ 
elegten Grundſätze in unſerer Verwaltung zur Geltung zu 
ringen. Aber der Kommiſſarius des Finanzminiſters hat 
bei ſeiner e eins vergeſſen, nämlich daß man ſolche 
Verbeſſerungen in den Gehaltsverhältniſſen, wie ſie für Preu⸗ 
ßen nothwendig zu ſein ſcheinen, nicht mit einem Male, ſon⸗ 
dern allmählig einführt, je nachdem die Finanzverhältniſſe des 
Staates es geftatten. Das iſt dem Kommiſſar auch entgegen ⸗ 
gehalten worden und wir glauben, daß ſich diejenigen Beam⸗ 
ten, welche nach der Anſickt der Kommiſſion beſſer in ihrem 
Gehalt geſtellt werden müſſen, ſehr zufrieden erklären werden, 
wenn man ihnen möglichſt bald eine mäßige Zulage gewährt, 
wie ſie die Finanzen unſeres Staates erlauben, anſtatt daß 
man ihnen gar nichts zulegt, weil man ihnen nicht gleich fo 
viel geben kenn, wie wünſchens rent iſt. Zu den ſechs Re⸗ 
ſolutionen hatte Virchow einen Zuſaß⸗Antrag geſtellt, welcher 
das Miniſterium auffordern ſollte, noch bei de ſtellung des 
diesjährigen Etats auf die Vorſchläge der Kommiſſion Rück 
fit zu nehmen. Einer uche von Seiten der Regie 
bel Woaß dies nicht ſo !önell möglich ſei, ſtellte Virchow 
T Vertheidigung ſeines Antrages die Thatſachen des Jahres 
1862 entgegen, wo auch Herr v. Patow bei Gelegenheit des 
Hagemfsen Antrages deſſen Ausführung für unmöglich er. 
lirte und we Herr v. d. Heydt dann doch die 


1 ewünjchte 
Umarbeitung in kurzer Zeit ausführte. Bei ber } 


ſtimmung 


wurden die Reſolutionen der Kommiſſion und der Virchow ſche 
Antrag angenommen, nachdem die von der konſervativen 
Partei vorgeſchlagene Tagesordnung abgelehnt war. Die 
Beſchlüſſe des Hauſes in dieſer Angelegenheit lauten alfo: 

„Das Haus wolle beſchließen, der. Staatsregierung gegen- 
über zu erklären: 5 3 

I. In dem vorgelegten Staatshaushaltsetat iſt eine 
richtige Vertheilung der Staatsausgaben nicht zu erkennen. 

II. Der Militäretat bedarf einer weſentlichen Umgeftal- 
tung und Ermäßigung. . 

III. Für produktive Zwecke, Stromregulirungen, Wege- 
bauten, Landesmeliorationen, für Unterricht und iſſenſchaft, 
desgl. für Ae der Gehälter der Lehrer, der Sub⸗ 
altern und Unterbeamten ſind größere Summen wie bisher 
zu verwenden. 

IV. Der gegenwärtige Zeitpunkt iſt geeignet eine Reform 
und Ermäßigung drückender oder zweckwidrig angelegter 
Staatslaſten, namentlich die Herabſetzung der Gerichtskoſten 
und des Briefporto's und die Aufhebung des Salzmonopols 
in Angriff zu nehmen. 

V. Die Gebäudeſteuer ift unter Ueberlaſſung des Ueber- 
chuſſes an die Gemeinden auf den urſprüngich veranſchlagten 

5 7 von 2,843,260 e Feftzuftefen. 

VI. Es ift eine geſetzliche Umwandlung der Klaſſen⸗ 
und Einkommenſteuer dahin vorzunehmen, daß die Anzahl 
von Monatsraten, welche zur Deckung des Bedarfs zu er⸗ 
al find, innerhalb des geſetzlichen Maximums von 12 

onatsraten jährlich durch das Budget feſtgeſtellt wird. 

VII. Die königliche Staatsregierung aufzufordern, ſchon 
bei der diesjährigen Budgetberathung Vorſchläge im Sinne 
der Anträge I—III. zu machen. 

Nach den Erklärungen der Regierung ſteht leider nicht 
u erwarten, daß dieſelbe die angenommenen Beſchlüſſe in 

er Weiſe berückſichtigen wird, wie die Majorität es wünſcht. 

Bei der Debatte über die von der Regierung geſtellten 
Geldforderungen für Eiſenbahnbauten iſt ein Antag von 
Michaelis, die Debatte bis nach dem Zuſtandekommen des 
Budgets auszuſetzen, von dem Hauſe abgelehnt, weil die 
Mehrheit der Anſicht war, daß die „materiellen“ Intereſſen 
nicht leiden dürfen unter dem Verfaſſungskonflikt, der ſchon 
ſchwer genug auf das Land drückt. Wir haben ſchon früher 
einmal Gelegenheit genommen, unſeren Leſern zu entwickeln, 
wie der feſte und dauernde Beſtand des Rechtes die allein 
ſichere Grundlage für die gedeihliche Entwickelung der mate⸗ 
riellen Intereſſen bildet. 
Aus der Provinz Preußen treffen fortwährend Nachrichten 
ein, daß man ſich weigere, die Gebäudeſteuer zu bezahlen. 

Schleswig⸗Holſtein. In der „Volkszeitung“ iſt der 
Pune Inhalt der Bedingungen mitgetheilt worden, welche 

reußen als Grundlage der endgiltigen Ordnung der Schles⸗ 
wig⸗Holſtein ſchen Angelegenheit aufgeſtellt hat. Es werden 
dadurch die ſchon früher gemachten Angaben beſtätigt, und 
auch die Einzelheiten, welche bei Ausführung jedes einzelnen 
Punktes in Betracht kommen, bekannt. Die deutſchen Re⸗ 
gierungen ſind mit dieſen Forderungen ganz und gar nicht ein⸗ 
derſtanden, und die Regierungen von Baiern, Sachſen und 
Darmſtadt haben bei dem Bundestag einen Antrag eingebracht, 
die Bundesverſammlung wolle die Erwartung ausſprechen, 
es werde den Regierungen Oeſterreichs und Preußens ger 
fallen, dem Erbprinzen von Auguſtenburg das Herzogthum 
Holſtein in eigene Verwaltung nunmehr zu übergeben, be- 
züglich der wegen des Herzogthums Lauenburg getroffenen 
Vereinbarungen aber der Bundesverſammlung Eröffnungen 
gehen zu laſſen. Die Mehrheit des Bundestages hat be» 
Backen, dieſen Antrag am 6. d. M. zu berathen. Preußen, 


A dat REN o een 


* 


welches die Verweiſung an den Ausſchuß verlangte, hat darauf 
erklärt, daß es dem gegenüber ſeine, auf Erbſchaftsverhält⸗ 
niſſe und auf den Wiener Frieden geſtützten Anſprüche ſelbſt 
eltend machen werde. Man ſpricht aber davon, daß Preußen 
eine Anſprüche dem Großherzog von Oldenburg abgetreten 
habe, wogegen dieſer verſprochen hat, als Herrſcher der Elb⸗ 
herzogthümer die Forderungen Preußens zu erfüllen. Nicht 
ſo großes Mißfallen wie bei den Fürſten haben die preußiſchen 
Forderungen bei dem Volke erfahren. Man hält ſie in ihren 
Grundzügen für dem entſprechend, was das Volk verlangen 
muß, wenn man ſich auch nicht verhehlt, daß fie in den Ein⸗ 
zelheiten zu weit gehen. Dieſe Meinung hat auch ihren Aus⸗ 
druck gefunden in einer Verſammlung, welche am 26. d. M. 
in Berlin ſtattgefunden hat. An derſelben hatten ſich der 
engere Ausſchuß der ſchleswig⸗holſtein ſchen Vereine, die Mit⸗ 
glieder des Sechsunddreißiger⸗Ausſchuſſes, welcher bekanntlich 
in die Verſammlung deutſcher Volksvertreter gewählt wurden, 
und viele Mitglieder der liberalen Parteien im preußiſchen 
l d betheiligt. Die Vertreter der ſchleswig⸗ 
holſtein ſchen Vereine formulirten in dieſer Verſammlung ein 
poſitives Programm, deſſen Annahme ſie bei den Vereinen 
bewirken wollen. Sie erklären darin, den Anſchluß der Herzog⸗ 
thümer an Preußen in militäriſcher, maritimer und handels- 
politiſcher Beziehung für nothwendig, ſprechen aber aus, daß 
fie mit der Formulirung und mit der Ausdehnung der 
preußiſchen Forderungen nicht einverſtanden ſind. Dieſem 
Programm ſtimmten die Anweſenden bei. 


Die Verbeſſerung der Beamtenbeſoldungen. 

Gewiß iſt es dankbar anzuerkennen, daß das Abgeord⸗ 
netenhaus in dieſem Jahre kräftiger als je zu Gunſten unſerer 
ſchlecht beſoldeten Lehrer und anderen Beamten ſeine Stimme 
erhoben hat. Die Anſprüche, welche hier gemacht werden, 
find die berechtigtſten und mäßigften von der Welt. Man 
verlangt nicht mehr als Gewährung der nothwendig ſten 
Lebensbedürfniſſe. Ja, bei Vielen gilt es, wie der Ab⸗ 
geordnete Immermann treffend ſagte, ſie in den Stand zu 
ſetzen, ehrliche Leute bleiben zu könneu. a 

Die mangelhafte Beſoldung unſerer Volksſchullehrer ift 
ſchon 1 Gegenſtand lebhafter Erörterung im Abgeord⸗ 
netenhauſe geweſen. Kaum Me man, wie man jo lange 
ezögert hat für diejenigen Männer, denen die Bildung 
ünftiger Generationen anvertraut iſt, ausreichend zu ſorgen. 
Wie ift es möglich, daß ein Lehrer fröhlichen Herzens und 
friſchen Geiſtes bleiben ſoll, wenn er fortgeſetzt mit Nahrungs- 
ſorgen zu kämpfen hat, wenn et mit 1 Gewißheit 
dem Augenblicke entgegenſehen muß, wo die ſeinem Herzen 
am nächſten Stehenden, ſein Weib und ſeine Kinder, in 
bitterer Noth von ihm zurückgelaſſen werden? Auch in letzterer 
Beziehung muß der Staat helfend eintreten. Dem Privat 
oo kt, der Selbſtthätigkeit der Betheiligten darf hier nicht 
Alles überlaſſen bleiben. Vereine wie der Peſtalozzi⸗ 
Verein, der neulich beſonders in der Provinz Preußen — 
Dank den Gegenbeſtrebungen eines Königsberger Seminar⸗ 
direktors — die allgemeinſte Aufmerkſamkeit auf ſich gezogen, 
haben freilich ſchon viel Gutes gewirkt, und werden bei 
wachſender Theilnahme in Zukunft noch mehr leiſten können. 
Das Alles erſcheint aber noch nicht ausreichend. Der Staat, 
dieſe große Genoſſenſchaft, der jene Lehrer dienen, muß vor⸗ 
läufig noch das Erforderliche hergeben, um der Noth ihrer 
Wittwen und Waiſen vorzubeugen. Der Staat muß die 
ur Erreichung dieſes Zweckes 11 Organiſationen 
chaffen, oder wenigſtens die vorhandenen erweitern. Die 


bis jetzt beſtehenden Lehrerwittwenkaſſen befriedigen felbft die 


beſcheidenſten Anſprüche auch nicht einmal annähernd. 


Aehnlich ſteht es auf anderen Gebieten. Auch dort i 
ſogenannten unteren Beamten wichtige lieder” des Staat. 
organismus. Sie haben auszuführen, was die höheren Be⸗ 
amten angeben, und wenn ſie hierbei nicht ehörig ih re 
Schuldigket thun, ſo leidet das Ganze. Was hilft z. B. 
der obſiegenden Prozeßpartei das beſte und gelehrteſte Er⸗ 
kenntniß, wenn es an tüchtigen und gewiſſenhaften Erekutiv⸗ 
beamten fehlt, um das vom Richter geſprochene Recht zn 
verwirklichen, d. h. dem Sieger zu ſeinem Gelde zu verhelfen? 
Alſo auch hier kommt Alles darauf an, die Beamten ehren 
haft zu erhalten, und dazu iſt Erhöhung der Gehälter un⸗ 
umgänglich nothwendig. Ein Aufſchub kann hier von den 
bedenklichſten Salgen fein. Man darf nicht vergeſſen, daß 
der Werth des Geldes ein anderer geworden, ſeitdem man 
das Gehalt unſerer Beamten normirt hat, daß auf den 
meiſten Gebieten des gewerblichen Lebens heut mit Leichtigkeit 
mehr verdient wird, als der untere Beamte jemals erwarten 
darf, und daß es daher an tüchtigen Beamten dieſer Art 
bald fehlen muß, wenn man nicht ernftlih mit Gehalts⸗ 
eee vorgeht. 

Ebenſo, wenn auch vielleicht nicht ganz fo dringend, wird 
auf Erhöhung der Gehälter auch der ſogenannten höheren 
Beamten Bedacht zu nehmen fein. Wir erachten died vdr 
Bet im Intereſſe der Unabhängigkeit des Beamten 

r geboten. Es ift bekannt, wie der engliſche Richterſtand 
ſeine Unabhängigkeit zum großen Theile ſeiner ünftigen 
zkonomiſchen Lage verdankt. Der engliſche Richter ift Fanz 
fo gut geſtellt, daß eine Beförderung für ihn keine Lebens ⸗ 
frage mehr iſt. Wie anders iſt dies bei uns, wo auch der 
richterliche Beamte nicht ſelten mit Nahrungsſorgen zu 
kämpfen hat, wo das Hinauffteigen in eine höhere Stellung 
oft der einzige Weg ift, um von dieſen Sorgen befreit. zu 
werden! Schwerlich wird man behaupten können, daß ein 
folder Beamter wahrhaft frei und unabhängig daſteht. 

Wie iſt ferner die rechte Freudigkeit am Berufe, die Luſt 
zu anſtrengender wiſſenſchaftlicher Thätigkeit da möglich, wo 
es noch am Nothwendigſten fehlt? Die Anforderungen, 
welche man an den Beamten macht, find im Laufe der Zeit 
erheblich geſtiegen. Der richterliche, wie auch der Verwaltungs⸗ 
beamte, der heute feine Stelle vollftändig ausfüllen will, mu 
nicht nur den Fortſchritten feiner Wiſſenſchaft, ſondern auc 
der Entwickelung der wirthſchaftlichen Verhältniſſe der Gegen⸗ 
wart ein wachſames Auge zuwenden. Ein ſolches Streben 
wird aber nur zu leicht da erkalten, wo Nahrungsſorgen den 
Blick fortgeſetzt davon abziehen. 

Man hat gemeint, daß in einem Staate wie Preußen, 
der eine ſehr große Anzahl von Beamten unterhalten müſſe, 
es niemals möglich ſein werde, Allen ein reichliches Aus⸗ 
kommen zu gewähren. Wer kein Privatvermögen beſitzt, 
möge ſich daher hüten in den Staats dienſt zu treten, unter 
den Wohlhabenderen ſeien ſchon Leute Gau die ſich der 
Beamtenkarriere widmeten. Dieſe Anſchauung halten wir 
für durchaus unrichtig. Der Staat der Intelligenz muß vor 
allen Dingen die begabteſten Kräfte, welchen Ständen ſie 
auch angehören, für den Staatsdienſt zu gewinnen ſuchen. 
Dies wird aber nur gelingen, wenn man ein feſtes, aus ⸗ 
kömmliches Gehalt in Ausſicht ſtellt. Der Wechſel auf die 
Gunſt und Gnade der Regierung iſt erfahrungsmäßig ein 
unfiheres Papier. Wer ihn an Zahlungsſtatt annimmt, 
entſchlägt fi} meiſtens a Unabhängigkeit, und das möchten 
wir eben vermieden ſehen. 5 a 

Alſo nicht nur in den unteren, ſondern auch in den höhe⸗ 
ren Beamtenklaſſen thut Verbeſſerung der Beſoldungen Noth, 
bei den erſteren freilich am dringendſten! 
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